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Zivilgesellschaftliches Engagement als Lernort der Demokratie 

 

1. Bildungspolitische Zugänge  

Dass in den Handlungsräumen der Zivilgesellschaft Lernprozesse stattfinden, ist eine zentrale, 

weit zurückreichende und immer wieder aktualisierte Erfahrung der vielfältigen Akteursland-

schaft organisierter Zivilgesellschaften. In den Vereinen und Verbänden, in den NGOs, in den 

Stiftungen und Bürgerstiftungen erfolgen handlungs- und erfahrungsbezogene Lernprozesse 

in einem »Ernstfall« von immer auch praktischer Relevanz. Die Reflexion und Vermittlung der 

in den jeweils eigenen Praxisfeldern erworbenen Kompetenzen erfolgt in Prozessen der 

Selbstorganisation und führt oftmals auch zur dauerhalten Institutionalisierung von auf den je 

eigenen Fokus zugeschnittenen Bildungseinrichtungen seitens zivilgesellschaftlicher Träger 

(Forschungsjournal 1996). Das Engagement im Feld Bildung ist daher auch aktuell von hoher 

Relevanz (Priemer 2015).  

Die Bildungsforschung kann die jeweils stattfindenden Lernprozesse mit Blick auf die erwor-

benen Kompetenzen mittlerweile gut empirisch nachweisen (Düx u. a. 2009). Europaweit hat 

sich vor diesem Hintergrund mit dem Projekt des »Europäischen Qualifikationsrahmens« das 

Vorhaben etabliert, die informell und non-formal in den Handlungs- und Erfahrungsbezügen 

des Engagements vielfältig erworbenen Kompetenzen vergleichbar zu machen mit den formal 

erworbenen Kompetenzen in Schulen und Hochschulen. In Deutschland strebt daher auch der 

Deutsche Qualifikationsrahmen nach einer solchen Vergleichbarkeit (Klein/Hugenroth 2013).  

Mit den mittlerweile wieder ca. 100.000 Einsatzplätzen einer erweiterten Landschaft von Frei-

willigendiensten nach Abschaffung von Wehrpflicht und damit auch Zivildienst entfaltet sich 

ein Format, das seitens der Zivilgesellschaft explizit als ein zivilgesellschaftlicher Lerndienst 

verstanden wird und wesentlich auf Freiwilligkeit der Teilnahme beruht (Olk/Klein 2014). Im 

Zusammenspiel von praktischen Erfahrungen und ihrer Reflexion entfaltet sich die seitens der 

Zivilgesellschaft erwünschten Lernprozesse und Kompetenzgewinne, die wesentlich auch 

Lerngrundlagen für das künftige eigene Engagement legen sollen. Zudem entwickeln sich in 

diesen Lernräumen – darauf komme ich zurück – nicht nur beruflich relevante, sondern auch 

für Demokratie und Gesellschaft relevante Kompetenzen, aber auch Haltungen und Werte.  



 
Seite 2 von 9 

Der nach Wegfall des Zivildienstes neu geschaffene Bundesfreiwilligendienst ist geöffnet für 

alle Altersgruppen. Antragsberechtigt sind auch alle bisherigen Einsatzstellen des früheren Zi-

vildienstes. Sinnvoll erscheint eine durch Kriterien gesteuerte Auswahl der Tätigkeitsprofile 

nach ihren Lerneffekten und -wirkungen. Weiterhin sind alle früheren Einsatzstellen des 

früheren Zivildienstes antragsberechtigt, so dass zahlreiche Kommunen hier schlicht einen 

»Ersatz des Ersatzdienstes« begrüßt haben. Was dabei oftmals zu kurz kommt, ist die lernori-

entierte Auswahl von Tätigkeitsprofilen, um das zeitintensive Lerndienst-Format der Freiwilli-

gendienste als eine besondere Form des Bürgerschaftlichen Engagements besser zu nutzen.  

Erste Evaluationen des neuen Bundesfreiwilligendienstes hatten bereits ergaben, dass in Ost-

deutschland ca. 80 Prozent der Einsatzplätze von älteren Menschen in Arbeitslosigkeit als 

Chance begriffen und wahrgenommen worden waren. Darauf sollte systematisch und prak-

tisch wirksam reagiert werden. Doch scheint stattdessen nach wie vor die Logik der Kostener-

sparnis die Tätigkeitsprofile v.a. einfacher Aufgaben oftmals festzulegen. So werden weiterhin 

wichtige Ressourcen eines zivilgesellschaftlichen Lerndienstes nicht genutzt.  

Dies gilt auch für Formen einer Beschäftigungspolitik, die die Lerneffekte des Engagements 

abruft, ohne die zivilgesellschaftlichen Lernfelder zu instrumentalisieren, und sie in ihrem Ei-

gensinn respektiert. Zentral ist die Freiwilligkeit des Engagements auch in beschäftigungspoli-

tischen Arrangements. Sofern dieser Eigensinn des Engagements respektiert wird, können sich 

auch in einer »neuen Beschäftigungspolitik« die Lerngewinne des Engagements entfalten 

(dazu Klein/Röbke 2018).  

2. Lokale Bildungslandschaften  

Die Befunde über das Lernen durch Engagement und die Bedeutung eines handlungs- und 

erfahrungsbezogenen Lernens haben in der Bildungsdebatte zu den Diskussionen über »lokale 

Bildungslandschaften« oder »kommunale Bildungslandschaften« geführt. Stand am Anfang 

das Bemühen im Vordergrund, die Schule (wie auch Kitas und Hochschulen) als »Schule der 

Bürgergesellschaft« zu verstehen und zu entwickeln (Hartnuß/Hugenroth/Kegel 2013), so war 

es nun die Frage, wie denn ein synergetisches Zusammenspiel der formalen und nonformal/in-

formellen Lernorte vor Ort in Stadt und Land organisiert werden kann. Dies erfordert kom-

plexe Vernetzungskompetenzen in nachhaltigen lokalen zivilgesellschaftlichen Infrastrukturen 

(Klein/Schwalb 2019).  
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3. Herausforderungen einer Civic Education: Die Bedeutung von Wissens- und Erfah-

rungsbezügen für die Ausbildung von demokratischen Werten und Haltungen  

Die besondere Bedeutung von Handlungs- und Erfahrungsbezügen gerade für das politische 

Lernen ist seit langem ein Thema der politischen Bildung. Ausgelöst durch die neuere Demo-

kratiepädagogik, die die Bedeutung von Erfahrungen der »Selbstwirksamkeit« für das politi-

sche Lernen hervorhebt, ist Engagement als politischer Lernort noch deutlicher bewusst ge-

worden. Diese Diskussion verlief parallel zu der Diskussion darüber, wie politisch denn Enga-

gement (etwa im Sinne des Gemeinnützigkeitsrechts) ist und welcher Zusammenhang zwi-

schen Engagement und Partizipation besteht (Klein/Sprengel/Neuling 2016). Didaktisch kann 

dabei an zahlreiche bereits bestehende Bezugspunkte der politischen Bildung angeknüpft 

werden (zum Diskurs siehe Klein 2013; 2016, 2017).  

Für die politische Bildung ist die Einsicht von zentraler Bedeutung, dass die Entwicklung pro-

demokratischer Haltungen und Werte ohne Rückgriff auf eigene Erfahrungen – auch auf Kon-

flikterfahrungen – kaum gelingen kann. Daher ist gerade die politische Bildung in besonderem 

Maße darauf angewiesen, Anschluss an den Diskurs der kommunalen Bildungslandschaften zu 

finden – und sie hat dies natürlich auch bereits getan! Die Erfahrung und Anschaulichkeit, der 

wertgebundene Motivationshorizont praktischer Gestaltung, mögliche Konflikterfahrungen – 

und auch die Erfahrung, solche Konflikte zufriedenstellend zu lösen –, Zugangsprobleme zu 

politischer Öffentlichkeit und, wenn nötig, auch zu Entscheidungen: All dies gehört zur jewei-

ligen Lernagenda. 

 In kommunalen und lokalen Bildungslandschaften in Stadt und Land kann also formales mit 

non-formalem, informellen Lernen wie auch handlungsentlastetes Lernen mit Lernen in Erfah-

rungs- und Handlungszusammenhängen verbunden werden. Werte und Haltungen der Demo-

kratie (Klein 1995) erfordern reflektierte Erfahrungsbezüge bei der Gestaltung der Gesell-

schaft zumindest im Kleinen – einem laut Freiwilligensurvey der Bundesregierung bereits 

mehrfach erhobenen zentralen Motiv für Engagement.  

Die Organisation solcher lokalen und kommunalen Bildungslandschaften kann auf die Erfah-

rungen der außerschulischen Jugend- und Erwachsenenbildung ebenso zurückgreifen wie auf 

die Erfahrungen der zivilgesellschaftlichen Träger, doch gilt es den Mehrwert dieser synerge-

tischen Lernnetzwerke vor Ort unter Bedingen der Digitalisierung noch weiter systematisch zu 

entfalten.  

4. Wie normativ ist das Konzept der Zivilgesellschaft? Herausforderungen durch Men-

schenfeindlichkeit und Nationalismus  

Seit den 1970er Jahren hat sich das Konzept der Zivilgesellschaft weltweit etabliert – es be-

schreibt Handlungsräume jenseits von Staat, Markt und Privatsphäre und eine dort dominante 
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Handlungslogik von Solidarität (statt Macht und Geld). Soziale Bewegungen, die Frauenbewe-

gung und auch die internationalen NGOs gehören zu den Thementreibern des Diskurses der 

Zivilgesellschaft (Klein 2001). 

Normativ knüpft das Konzept der Zivilgesellschaft sowohl an liberale als auch an republikani-

sche Traditionen des politischen Denkens an. Analytisch beschreibt es Akteure wie auch inter-

mediäre Handlungsräume von Zivilgesellschaft und Staat (Forschungsjournal 2018; 

Klein/Schmalz-Bruns 1997) und von Zivilgesellschaft und Wirtschaft (Forschungsjournal 2016). 

Die aktuelle Debatte über »Shrinking Spaces«, über den Verlust von Handlungsräumen der 

Zivilgesellschaft in mehr als 60 Staaten der Welt, macht die auch politische Relevanz analyti-

scher Betrachtung von Entwicklungen der Zivilgesellschaft deutlich. 

In den jüngeren Debatten über den aktuell dynamischen Rechtspopulismus und dessen oft-

mals engen Bezüge zu Menschenfeindlichkeit, Nationalismus und Rassismus wurde aus guten 

Gründen ein normativ überfrachtetes und damit analytisch teilweise blindes Zivilgesellschafts-

verständnis kritisiert. Doch ohne eine normative Basis wäre jegliches Verständnis von Zivilge-

sellschaft unzureichend: Zivilgesellschaft erfordert den Aufbau von Sozialkapital nicht nur für 

homogene Gruppen (bonding social capital), sondern auch zwischen heterogenen Akteuren, 

Gruppen und Organisationen (bridging social capital). Als Erbe des liberalen wie auch des re-

publikanischen Diskurses bilden negative Freiheitsrechte (Schutzrechte) zusammen mit den 

positiven Freiheitsrechten, über die öffentliche und intermediäre Räume konstituiert werden 

(Presserecht, Versammlungsfreiheit etc.), die Eckpole eines normativen Selbstverständnisses 

im Konzept der Zivilgesellschaft. Menschenrechte und Bürgerrechte sind dabei konstitutive 

normative und politische Bezugspunkte (Klein 2001). 

Dennoch können in einer analytischen Optik diese normativen Grundverständnisse nicht ein-

fach auf die einzelnen Akteure und Organisationen übertragen werden, die in den Handlungs-

räumen der Zivilgesellschaft tätig sind. Ohne Zweifel werden diese Handlungsräume auch be-

setzt von Akteuren, die intolerant, menschenfeindlich, rassistisch und nationalistisch sind und 

auch dazu bereit, mit Gewalt ihre Meinungen durchzusetzen. Dieser analytische Sachverhalt 

darf aber nicht dazu führen, die normativen Bezüge des Zivilgesellschaftskonzepts als marginal 

und gar für überflüssig zu erklären: Gerade die Vielfalt der Akteure in den Handlungsräumen 

der Zivilgesellschaft erfordert für deren oft notwendiges Zusammenspiel Spielregeln und ge-

meinsame Werte, zu denen insbesondere der Verzicht auf Gewalt und die Toleranz gegenüber 

unterschiedlichen Meinungen gehören. 

Von besonderer Bedeutung für das politische Lernen in den Handlungsräumen der Zivilgesell-

schaft sind die Bereitschaft und die Fähigkeit, sich in die Perspektive der jeweils anderen hin-

einzuversetzen und – auch mit Hilfe von Kompromissen – gemeinsame Lösungen zu finden 
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und Kooperationen einzugehen. Diese Fähigkeit ist die Grundvoraussetzung aller zivilgesell-

schaftlichen Beteiligungsprozesse: In der zivilgesellschaftlichen Praxis gilt dies schon bei nach-

barschaftlichen Vorhaben und wird natürlich in den Handlungsarenen von Stadt, Land, Bund 

und Europa zur Voraussetzung von Partnerschaft, Kooperation, Bündnissen und Allianzen. Ins-

besondere die hier mittlerweile bestehenden zahlreichen deliberativen Formate, in denen es 

um die inklusive Berücksichtigung aller Betroffenen und das Auffinden guter Argumente geht, 

setzen die Fähigkeit, die Perspektive des jeweils anderen nachzuvollziehen, ebenso voraus wie 

die Bereitschaft, gute Gründe rational zu erörtern.  

5. Bildungspoltische, engagement- und demokratiepolitische Herausforderungen: Zur 

Bedeutung nachhaltiger zivilgesellschaftlicher Infrastrukturen 

Wie aber können die Aufgaben und Zugänge zu den Kompetenzen einer »Civic Education« in 

den zivilgesellschaftlichen Infrastrukturen und lokalen Bildungslandschaften systematisch ver-

ankert werden? Erforderlich in jeglicher weiter greifenden Umsetzungsperspektive ist dafür 

die Kooperation der Bildungspolitik mit den neuen und noch fragilen Politikfeldern der Enga-

gement- und Demokratiepolitik (zur Engagementpolitik Olk/Klein/Hartnuß 2010, zur Demo-

kratiepolitik Klein 2022 und Kleger/Klein 2024).  

Derzeit laufen die engagement- und demokratiepolitischen Diskussionen leider oft in paralle-

len politischen Universen unter Missachtung zentraler gemeinsamer Bezugspunkte wie auch 

Infrastrukturen. Demgegenüber gilt es die Gemeinsamkeiten zu betonen und diese auch insti-

tutionell abzusichern – etwa in Stadtparlamente, Landtagen und Deutschen Bundestag durch 

einen gemeinsamen Hauptausschuss für Engagement- und Demokratiepolitik unter Einbezug 

auch des Umgangs der Zivilgesellschaft mit unzivilen Haltungen und Praxen in den eigenen 

Handlungsräumen. Insofern ist Institutionenpolitik ganz zentral für die Performance der 

neuen Politikfelder, die derzeit zumeist im Windschatten anderer Themen bearbeitet werden 

und von den zentralen Parteiakteuren oft immer noch als »Marginal« erachtet werden.  

Ein Blick auf die aktuellen förderpolitischen Rahmenbedingungen macht deutlich, wo zentra-

ler Handlungsbedarf auch besteht: bei der fehlenden Kompetenz des Bundes im föderalen 

Deutschland, lokal zivilgesellschaftliche Infrastrukturen dauerhaft zu fördern. Das sog. »Ko-

operationsverbot«, das für die Förderung von Engagement und Partizipation aktuell gilt, ver-

bietet eine Förderung durch den Bund jenseits von Modellprojekten. Hintergrund der Födera-

lismusreform, die auch das Kooperationsverbot begründete, war die oft missliche Erfahrung 

der Länder, bei Bundesförderungen immer mehr top-down-Steuerung durch den Bund hin-

nehmen zu müssen. Doch erforderlich ist eine systematische zivilgesellschaftliche Strukturpo-

litik in Verbindung mit einer unterstützenden förderpolitischen Rahmung.  
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Eine der Hauptaufgaben des 2002 gegründeten Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches Engage-

ment (BBE) ist es, seine Mitglieder aus Zivilgesellschaft, Staat und Kommunen, aus Wirtschaft, 

Medien und Wissenschaft in den gemeinsamen Austausch von Erfahrungen, Interessen und 

Vorhaben zu bringen und so eine gemeinsame zivilgesellschaftliche Strukturpolitik zu stärken, 

die jenseits der Vielfalt zivilgesellschaftlicher Handlungsfelder mit jeweils auch besonderen 

Anliegen und Interessen (Sport, Soziales, Kultur, Bildung, Ökologie…) gemeinsame Infrastruk-

turbedarfe identifiziert. Eine andere Aufgabe ist es, die neuen Politikfelder der Engagement- 

und Demokratiepolitik als Querschnittsthemen in der ganzen Breite der zivilgesellschaftlichen 

Themenfelder zu verankern.  

Zivilgesellschaftliche Infrastrukturen gibt es in Vereinen und Verbänden und deren Einrichtun-

gen, doch auch außerhalb von ihnen als übergreifendes Angebot für alle Engagementbereiche, 

auch für den Bereich eines wachsenden informellen Engagements. Immer dringlicher wird sei-

tens der Fachhochschulen und Hochschulen die Anfrage an den Ausbildungsbedarf für das 

künftige Hauptamt in zivilgesellschaftlichen Infrastrukturen. Deutlich wird der Bedarf nach ei-

nem integrierten Curriculum.  

Zentrale Kompetenzanforderungen für das oftmals hautamtliche Personal dieser Infrastruk-

tureinrichtungen liegen (ohne Anspruch auf Vollständigkeit) in:  

• Zugang zu Zivilgesellschaft in der Vielfalt der Formen  

• Zugang zu Staat/Kommune und Wirtschaft  

• Vernetzungskompetenzen  

• Inklusion  

• Information und Beratung (insbesondere: Freiwilligenmanagement)  

• Digitale Kompetenzen 

• Kompetenzen in Kooperationen innerhalb lokaler Bildungslandschaften 

• Umgang mit Übergängen zwischen Erwerbsarbeit und Engagement  

• Koproduktionen im Bereich der öffentlichen Daseinsvorsorge  

Nachhaltige zivilgesellschaftliche Infrastrukturen benötigen ein kompetentes Hauptamt und 

entsprechende Aus- und Fortbildungen. Um dies umzusetzen, ist eine dauerhafte Bundesför-

derung nötig – weg von der kommunalen »freiwilligen Aufgabe« mit den entsprechenden Pla-

nungsunsicherheiten. Eine institutionelle Verbindung der Themen Engagement und Partizipa-

tion im Rahmen politischer Befassung in Kommune, Ländern und Bund wäre hilfreich, um Zu-

sammenhänge beider Themen zu wahren und synergetisch fortzuentwickeln. Die hier im Mit-

telpunkt stehenden Zusammenhänge moderner Bildungspolitik mit den jungen Feldern der 

Engagement- und Demokratiepolitik erfordert entsprechende kommunale Vernetzung und 
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gemeinsame Praxis in wachsenden kooperativen lokalen Bildungslandschaften. Für die politi-

sche Bildung stellt sich die Herausforderung, als Partner in lokalen Bildungslandschaften die 

Lernprozesse eng zu begleiten und auch die Auseinandersetzung über unzivile Haltungen und 

Werte zu führen.  

Der Aufbau solcher lokalen Bildungslandschaften beschäftigt seit geraumer Zeit bereits einen 

Verbund von Stiftungen im Themenfeld Bildung (Süss 2015). Das Bundesnetzwerk Bürger-

schaftliches Engagement arbeitet derzeit mit Bund und Ländern an einer Intensivierung des 

Austauschs mit den bestehenden Netzwerken für Engagement und Partizipation in den Län-

dern. Der vernetzte Austausch ermöglicht die Bewertung des breiten Erfahrungsspektrums 

und eine engagement- und demokratiepolitische Bewertung (Olk/Rüttgers 2015; Klein/Olk 

2015). Dabei sollen Fragen der Engagement- und Demokratiepolitik integriert betrachtet und 

auch wichtige Querschnittsthemen wie Bildung oder Digitalisierung systematisch zusammen 

mit den jeweiligen Verantwortungsträgerinnen und -trägern in Bund und Ländern besprochen 

werden. 

 

Der Beitrag basiert auf dem in den »Hessischen Blättern 3/2019« veröffentlichten Artikel. 
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